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Vorprüfung des Einzelfalles gem. Anlage 2 zum BauGB
Bebauungsplan Nr. I / St 47 „Sonstiges Sondergebiet Hansestraße
Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als sogenannter Bebauungsplan der
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt.

Voraussetzung der Anwendung des § 13 a BauGB ist es bei Vorhaben, deren zulässige
Grundfläche zwischen 20.000 m² und 70.000 m² liegt, dass im Rahmen einer Vorprüfung des
Einzelfalles geprüft wurde, ob das Planungsvorhaben erhebliche Umweltauswirkungen hat.

Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 13 a (1) Ziffer 2, Satz 2 BauGB i.V.m. § 4 (1) gemäß
Anlage 2 zum BauGB:

Ziffer Kriterium Bemerkung Unerheblich (-)

Ggf. erheblich (+)

1. Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf

1.1 das Ausmaß, in dem der
Bebauungsplan einen Rahmen im
Sinne des § 14b Abs. 3 des
Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung
setzt;

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

1.2 das Ausmaß, in dem der
Bebauungsplan andere Pläne und
Programme beeinflusst;

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

1.3 die Bedeutung des
Bebauungsplanes für die
Einbeziehung umweltbezogener,
einschließlich
gesundheitsbezogener
Erwägungen, insbesondere im
Hinblick auf die Förderung der
nachhaltigen Entwicklung;

Der Bebauungsplan sieht eine
Planung innerhalb eines bereits als
Gewerbegebiet festgesetzten
Umfeldes vor; mit dem Plan wird die
Bodenschutzklausel einschließlich
der Berücksichtigung von
Flächenrecycling, Nachverdichtung
und sonstige Innenentwicklung
ebenso entsprochen wie der
Umwidmungssperrklausel gem. § 1a
(2) BauGB; der Plan entspricht somit
den Prinzipien einer nachhaltigen
Raumentwicklung

-

1.4 die für den Bebauungsplan
relevanten umweltbezogenen,
einschließlich

Mit dem Bauleitplan sind keine
umweltbezogenen /
gesundheitsbezogenen Probleme,

-
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gesundheitsbezogener Probleme; außer der Betrachtung des
vorbeugenden Immissionsschutzes
verbunden.

1.5 die Bedeutung des
Bebauungsplanes für die
Durchführung nationaler und
europäischer Umweltvorschriften.

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete,
insbesondere in Bezug auf

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer,
Häufigkeit und Umkehrbarkeit der
Auswirkungen;

2.2 den kumulativen und
grenzüberschreitenden Charakter
der Auswirkungen;

2.3 die Risken für die Umwelt,
einschließlich der menschlichen
Gesundheit (zum Beispiel bei
Unfällen);

2.4 den Umfang und die räumliche
Ausdehnung der Auswirkungen;

Auswirkungen der Planung sind
durch den Betrieb der gewerblichen
Nutzungen hier großflächiger
Einzelhandel begründet, wobei die
Auswirkungen sich ausschließlich
auf den Planbereich beziehen.

Die Dauer und die Häufigkeit der
Auswirkungen sind durch die
Betriebszeiten bestimmt.

Mit dem Standort sind keine
erheblichen Umwelteinwirkungen /
-risiken verbunden.

-
-
-
-

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität
des voraussichtlich betroffenen
Gebietes aufgrund der
besonderen natürlichen
Merkmale, des kulturellen Erbes,
der Intensität der Bodennutzung
des Gebietes jeweils unter
Berücksichtigung der
Überschreitung von
Umweltqualitätsnormen und
Grenzwerten;

Mit der Planung sind keine
Auswirkungen / Veränderungen auf
besondere natürliche Merkmale, das
kulturelle Erbe, die Intensität der
Bodennutzung des Gebietes
verbunden.

Nach dem jetzigen
Kenntnisstand werden keine
Umwel tqua l i tätsnormen
überschritten.

-

2.6 folgende Gebiete:

2.6.1 im gesetzlich Bundesanzeiger
gemäß § 10 Abs. 6 Nr. 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes
bekannt gemachte Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung
oder Europäische

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-
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Vogelschutzgebiete,

2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23
des Bundesnaturschutzgesetzes,
soweit nicht bereits von Nummer
2.6.1 erfasst,

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des
Bundesnaturschutzgesetzes,
soweit nicht bereits von Nummer
2.6.1 erfasst,

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2.6.4 Biosphärenreservate und
Landschaftsschutzgebiete gemäß
den §§ 25 und 26 des
Bundesnaturschutzgesetzes,

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope
gemäß § 30 des
Bundesnaturschutzgesetzes,

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 19
des Wasserhaushaltsgesetzes
oder nach Landeswasserrecht
festgesetzte
Heilquellenschutzgebiete sowie
Überschwemmungsgebiete
gemäß § 31b des
Wasserhaushaltsgesetzes,

Das Gebiet des B-Planes / des
Vorhabens liegt im Bereich der
„Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Feststellung eines
Wasserschutzgebietes für das
Einzugsgebiet der
Wassergewinnungsanlage II der
Stadtwerke Bielefeld in Bielefeld
Sennestadt
(Wasserschutzgebietsverordnung
Bielefeld Sennestadt/West vom
10.09.1973)“ Schutzzone III A.

-

2.6.7 Gebiete, in denen die in den
Gemeinschaftsvorschriften
festgelegten
Umweltqualitätsnormen bereits
überschritten sind,

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu.

-

2.6.8 Gebiete mit hoher
Bevölkerungsdichte, insbesondere
Zentrale Orte und
Siedlungsschwerpunkte in
verdichteten Räumen im Sinne
des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 des
Raumordnungsgesetzes,

Trifft für das Plangebiet bzw. die
Stadt Bielefeld formal zu, faktisch
aber ohne Bedeutung für die
Bewertung der
Umweltauswirkungen.

-
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2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten
verzeichnete Denkmäler,
Denkmalensembles,
Bodendenkmäler oder Gebiete,
die von der durch die Länder
bestimmten
Denkmalschutzbehörde als
archäologisch bedeutende
Landschaften eingestuft worden
sind.

Trifft für den Bebauungsplan nicht
zu. -

In der nachfolgenden Tabelle werden die erwarteten Umweltauswirkungen des Vorhabens
auf die einzelnen Schutzgüter beschrieben.

Schutzgut Teilschutzgut Umweltauswirkungen des Vorhabens

Tiere und
Pflanzen /

biologische
Vielfalt

Aufgrund der gewerblichen Vornutzung ist eine
Beeinträchtigung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen /
biologische Vielfalt durch die Planung nicht zu erwarten.

Landschaft Aufgrund der gewerblichen Vornutzung ist eine
Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft durch die
Planung nicht zu erwarten.

Mensch Erholung Da es sich hier überwiegend um ein bestehende
Sondergebiet  handelt, das weder aufgrund ihrer Lage im
Grünsystem noch aufgrund ihrer Attraktivität von
Erholungssuchenden genutzt wird, sind keine
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch, Teilschutzgut
Erholung durch die Aufstellung des Bebauungsplanes.

Immissionsschutz Aufgrund der gewerblich genutzten Umgebung des
Vorhabens und der Distanz zu schutzwürdigen
Wohnbebauungen wird davon ausgegangen, dass
erhebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens nicht zu
erwarten sind.

Boden Altlasten Altlasten sind im Bebauungsplangebiet selbst nicht bekannt.
Nordöstlich, außerhalb des Plangebietes in mehr als 150m
Entfernung  befinden sich zwei Altdeponien, Nr. I 370 u. I
375. Im Zusammenhang mit dem Bauleitplanverfahren Nr.
I/St 14-1 (1990) wurde festgestellt, dass von den
Altablagerungen eine Gefährdung durch verunreinigten
Boden und Bodengas nicht gegeben ist. Im Geltungsbereich
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ist zudem eine seit Jahren vorh. Tankstelle. Die
notwendigen Vorkehrungen zum Schutz des Grundwassers
sind getroffen worden.

Bodenschutz Da es sich hier überwiegend um ein bestehendes
Gewerbegebiet, welches nur planungsrechtlich in ein
Sondergebiet umgewandelt wird, handelt, das in weiten
Teilen fast vollständig versiegelt ist, sind keine
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden durch die
Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten.

Wasser Grundwasser Beeinträchtigungen des Schutzgutes Grundwasser sind
durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht zu
erwarten.

Oberflächengewässer

Niederschlagswasser

Beeinträchtigungen der Schutzgüter Oberflächengewässer /
Niederschlagswasser sind durch die Aufstellung des
Bebauungsplanes nicht zu erwarten.

Klima Das Plangebiet befindet sich in einem mäßig
klimaempfindlichen Bereich. Aufgrund der Tatsache, dass
es sich bei dem Vorhaben nur um eine planungsrechtliche
Änderung von Gewerbegebiet in Sondergebiet handelt, sind
erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Klima nicht zu
erwarten.

Kultur- und
Sachgüter

Kultur- und Sachgüter sind von der Planung nicht betroffen.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens
zu erwarten sind. Demnach kann die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/St 47
„Sonstiges Sondergebiet Hansestraße“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB
erfolgen. Eine separate Umweltprüfung ist für die Bebauungsplanänderung nicht
durchzuführen. Die Umweltbelange sind in der Begründung abzuhandeln.


